
jedoch den Ehebruch der Frau selbst als schwere Be
leidigung angesehen. Es wird also nur derjenige, der 
mit der Ehefrau des Totschlägers Ehebruch beging, als 
Beleidiger des Ehemannes angesehen, nicht jedoch die 
Ehefrau selbst. Aber selbst eine solche Auffassung 
entspricht keineswegs der durch die Verfassung garan
tierten Gleichberechtigung der Frau. Das Oberste Ge
richt der Deutschen Demokratischen Republik hat in 
seinem Urteil vom 17. Oktober 1951 — 1 Zz 53/51 —* * 14) 
entschieden, daß „durch einen freiwillig gewährten Ge
schlechtsverkehr mit einer verheirateten Frau weder 
diese noch ihr Ehemann beleidigt wird.“

Diese Auffassung des Obersten Gerichts wird vom 
Senat vollinhaltlich geteilt. Zwar setzt sich die genannte 
Entscheidung, der ein anderer Sachverhalt als in der 
dem Senat vorliegenden Strafsache zugrunde liegt, 
nur damit auseinander, ob der Ehemann durch eine 
seiner Frau zugefügte Beleidigung selbst beleidigt sein 
kann, nicht aber, ob die Ehefrau ihren Ehegatten durch 
den mit einem anderen Manne während der Ehe durch
geführten Geschlechtsverkehr beleidigen kann, doch 
können die grundsätzlichen Ausführungen des Obersten 
Gerichts über „Familienehre“ und den Begriff des 
Rechtsgutes der Ehre auch für den vorliegenden Fall 
Anwendung finden. Zwar mag das Vertrauen des An
geklagten zu seiner Frau in bezug auf die eheliche 
Treue erschüttert gewesen sein, möglicherweise mag ihn 
das Verhalten seiner Ehefrau auch gekränkt haben, doch 
kann seine Ehre dadurch nicht verletzt werden, mithin 
eine Beleidigung auch nicht vorliegen. Insoweit ist also 
die Rüge der Verletzung des § 213 StGB unbegründet.

A n m e r k u n g :
Dem OLG ist durchaus beizutreten, wenn es im An

schluß an die von ihm zitierte Entscheidung des OG 
den Standpunkt vertritt, daß der Ehebruch eines Gatten 
für den anderen keine Beleidigung im Sinne des § 185 
StGB darstellt, und zwar weder eine Beleidigung sei
tens des anderen Ehegatten noch seitens des Ehe
brechers; daß es eine überlebte Auffassung ist, die 
Ehre eines Menschen könnte dadurch verletzt werden, 
daß ein anderer, und sei es auch sein Ehegatte, gegen 
Gesetz oder Moral verstößt. Nach unseren Auffassun
gen muß jeder Mensch nach seinen eigenen Verdien
sten beurteilt werden, und würde man die Meinung 
vertreten, daß ein Ehemann in seiner Ehre, d. h. in 
seinem öffentlichen Ansehen, dadurch beeinträchtigt 
wird, daß seine Ehefrau den Moralanschauungen zu
widerhandelt, so würde das eine Identifizierung von 
Mann und Frau bedeuten, die mit dem Prinzip der 
Gleichberechtigung der Frau nicht zu vereinbaren ist. 
Näheres hierüber habe ich in NJ 1951 S. 36 ff. ausge
führt.

Gleichwohl sind die Ausführungen des OLG Halle 
zur Frage der Anwendung des § 213 StGB unzutreffend. 
Der Senat hat übersehen, daß der Begriff „Beleidi
gung“ in § 213 StGB eine andere Bedeutung hat als 
der technische Begriff der Beleidigung im Sinne des 
§ 185. Dies ergibt sich ohne weiteres aus dem Zu
sammenhang, in welchem dieser B e g r i f f  in § 213 er
scheint. § 213 hat die Frage zum Gegenstand, wann 
für einen Totschlag mildernde Umstände gegeben sind, 
und sieht berechtigterweise als minderschwer einen 
Totschlag an, der von dem Täter im Zustand zorniger 
Erregung als sofortige Reaktion auf eine ihm schuld
los zugefügte Kränkung ausgeführt wird. Als Inhalt 
der hier in Frage kommenden Kränkung nennt § 213 
eine schwere Beleidigung oder eine Mißhandlung. Nun 
liegt es aber auf der Hand, daß ein Mensch auch durch 
ändere Kränkungen als durch Kränkungen seiner Ehre 
oder seiner körperlichen Integrität mit Recht zum Zorne 
hingerissen werden kann. Man braucht nur an den 
Fall zu denken, daß der Täter von dem anderen in 
einer wichtigen Angelegenheit in schmählicher Weise 
belogen oder sonst hintergangen worden ist, oder daß 
der andere ein Kind des Täters in gewissenlosester 
Weise verführt oder zu Verbrechen verleitet oder sonst 
mißbraucht hat u. dgl. In allen diesen Fällen liegt 
weder eine Mißhandlung noch eine Beleidigung im 
technischen Sinne vor, obwohl das Resultat dieser 
Handlungen, nämlich das Hervorrufen einer berech
tigten zornigen Erregung des Täters, genau das 
gleiche ist.

*) NJ 1952 S. 124.

In der Erkenntnis, daß bei der Auslegung des § 213 
StGB nicht so sehr auf den Grund wie auf die Tat
sache der berechtigten Kränkung abzustellen ist, hat 
daher schon die frühere Rechtslehre und Rechtspre
chung die Auffassung vertreten, daß der Begriff der 
Beleidigung in § 213 nicht mit Ehrenkränkung gleich
zusetzen ist, sondern daß darunter jede schwere innere 
Kränkung des Täters oder eines seiner Angehörigen 
zu verstehen ist*).

Wenn also auch daran festzuhalten ist, daß der Ehe
bruch eines Gatten für den änderen Gatten keine 
Ehrenkränkung darstellt, so kann natürlich nicht ver
kannt werden, daß er im allgemeinen eine schwere 
Kränkung anderer Art ist, nämlich eine Kränkung 
aller der Gefühle, die in der Regel ein Gatte für den 
anderen in sich trägt. Der Fall des § 213 kann also 
sehr wohl auch dann vorliegen, wenn es nicht eine 
nach § 185 strafbare Beleidigung ist, die den zum 
Totschlag führenden Zorn des Täters hervorgerufen 
hat. Dr. H. N a t h a n

*) vgl. dazu Olshausen, 11. Auflage, § 213 Anm. 3a: .„Schwere 
Beleidigung' geht daher über die weiteste, aber immerhin noch 
technische Bedeutung des Ausdrucks .Beleidigung’ im Abschnitt
14 hinaus . . . .  Es wird darunter jede schwere innere Krän
kung des Totschlägers oder eines seiner Angehörigen zu ver
stehen sein . . .“

§ 357 StPO.
Wird ein Urteil, das hinsichtlich eines Mitangeklagten 

rechtskräftig geworden ist, auf Revision des anderen 
Angeklagten wegen mangelnder Sachaufklärung ge
mäß § 244 Abs. 2 StPO aufgehoben, so ist § 357 StPO 
mit der Wirkung anzuwenden, daß sich die Aufhebung 
des Urteils auch auf den rechtskräftig verurteilten Mit
angeklagten erstreckt.

OLG Halle, Urt. vom 15. April 1952 — 2 b Ss 83/52.
Die Angeklagten Ku. und Ko. waren vom LG in H. wegen 

Wirtschaftsverbrechens in Tateinheit mit Untreue verurteilt 
worden. Gegen das Urteil legte lediglich der Angeklagte Ku. 
Revision ein.

Die Revision führte zur Aufhebung des ersten Urteils auf 
Grund des § 244 Abs. 2 StPO, wobei das OLG feststellte, daß 
bei besserer Sachaufklärung u. U. lediglich eine Bestrafung 
nach § 6, nicht aber eine Bestrafung nach § 1 WStVO zu er
folgen gehabt hätte.

Das Revisionsurteil erstreckte die Aufhebung des erstinstanz
lichen Urteils auch auf den Angeklagten Ko.

Aus den G r ü n d e n :
Die bisherige Rechtsprechung ging zwar davon aus, 

daß § 357 StPO nur dann anzuwenden sei, wenn mate
rielles Recht oder verfahrensrechtliche Vorschriften 
über die Zuständigkeit verletzt seien. Zu den Grund
sätzen einer demokratischen Rechtspflege gehört, daß 
für Mittäter einer strafbaren Handlung, sofern sie voll
jährig sind und nicht in der Person eines Mitangeklag
ten Strafausschließungsgründe oder erschwerende Mo
mente in Erscheinung treten, die gleiche materielle 
Rechtsnorm Anwendung zu finden hat. Diesem Prinzip 
würde zuwiderlaufen, wenn ein Mittäter, der gegen das 
erstinstanzliche Urteil kein Rechtsmittel eingelegt hat, 
nachdem das Rechtsmittel des anderen Mittäters zur 
Aufhebung dieses Urteils geführt hat, im Ergebnis der 
erneuten Verhandlung aus einer anderen materiellen 
Norm bestraft würde, wobei, wie im gegenständlichen 
Falle, bei Annahme eines minderschweren Falles ge
mäß § 1 Abs. 1 WStVO die Vermögenseinziehung in 
Fortfall käme, aus einer anderen Rechtsnorm, die die 
Vermögenseinziehung zwingend vorschreibt, rechts
kräftigt verurteilt bliebe. Es muß unter diesen Vor
aussetzungen, obwohl eine endgültige rechtliche Würdi
gung des strafbaren Tatbestandes wegen der mangeln
den Sachaufklärung noch nicht möglich ist, in logischer 
Folge dazu führen, daß auch auf den Angeklagten Ko. 
sich die Aufhebung des Urteils gemäß § 357 StPO zu 
erstrecken hat. Wenn auch die Bestimmung des § 244 
Abs. 2 StPO nicht materiellem Recht angehört, so 
kommt dieser formalrechtlichen Bestimmung doch eine 
so grundlegende Bedeutung zu, daß bei deren Verletzung 
ohne weiteres der Schluß erlaubt ist, daß auch mate
rielles Recht nicht richtig angewendet worden ist. Der 
Senat hält es daher für richtig, die Wirkung des § 357 
StPO auch dann auf den rechtskräftig verurteilten Mit
angeklagten zu erstrecken, wenn infolge mangelnder 
Sachaufklärung sich in einer zu erneuernden Verhand
lung ein rechtlich anderes Bild ergeben könnte, in dessen 
Genuß den rechtskräftig Verurteilten nicht zu bringen, 
den Prinzipien der demokratischen Rechtspflege zu
widerlaufen würde.
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